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Drucksache 3443 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sit- 
zung am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 11. April 1957 verabschiedeten 


Gesetzes über den Wehrbeauftragten des 
Bundestages 

- Drucksachen 3336, 2441, 2529 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez, Dr. Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hegex, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über den Wehrbeauftragten des Bundestages 


1. In § 13 sind In Satz 1 die Worte „mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder“ zu strei- 
chen. Ein neuer Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut ist einzufügen: 

„Gewählt ist, wer die Stimmen von zwei 
Dritteln der Mitglieder des Bundestages 
auf sich vereinigt.“ 

Begründung 

Der Wehrbeauftragte soll vom Vertrauen 
des ganzen Volkes getragen werden. 

2. In § 14 Abs. 3 ist das Wort „gesetzlichen“ 
durch das Wort „gesetzgebenden“ zu er- 
setzen. 

Begründung 
Notwendige Berichtigung. 

3. Nach § 18 ist ein neuer § 19 mit folgen- 
dem Wortlaut einzufügen: 

4 19 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 


Begründung 

Das Gesetz setzt die Geltung der im Saar- 
land noch nicht eingeführten Wehrgesetze 
voraus. Außerdem wird in § 18 Abs. 2 
auf das im Saarland noch nicht eingeführte 
Bundesministergesetz verwiesen. 

Das Gesetz bedarf daher einer klarstellen- 
den negativen Saar-Klausel. 

Der bisherige § 19 wird § 20. 

4. Für den Fall, daß dem Anrufungsbegehren 
zu Nr. 1 nicht gefolgt wird, ist § 15 Abs. 4 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Dieser Beschluß bedarf der Zustimmung 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages.“ 

Begründung 

Die Abberufung des Wehrbeauftragten 
sollte mit derselben Mehrheit erfolgen, mit 
welcher der Wehrbeauftragte gemäß § 13 
Satz 1 gewählt wurde. Eine unterschied- 
liche Behandlung beider Vorgänge erscheint 
nicht gerechtfertigt. 
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